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Kritische Bemerkungen zu einigen familienrechtlichen 
Auffassungen des Bezirksgerichts Gera

Der an sich verdienstvolle familienrechtliche Diskussi­
onsbeitrag von B u c h a n i c  /  K l u d ß u w e i t  j 
B u s c h e n d o r f  (NJ 1982 S. 116ff.) erfordert, insoweit 
er Kritik an Entscheidungen des Obersten Gerichts und 
Veröffentlichungen seiner Richter übt, eine weitere 
Stellungnahme.
Prinzip der materiellen Interessiertheit als politiseh- 
ökonomisches Prinzip auf familienrechtliches Verhält­
nis nicht allgemein übertragbar!
1. Die kritisierten Sätze des Urteils vom 21. April 1960 
— 1 ZzF 21/60 (NJ 1960 S. 628 nicht 638 i) lauten, an­
knüpfend an den damals gegebenen Sachverhalt:

„... grundsätzlich ist ein geschiedener Ehegatte zur 
Unterhaltszahlung an den anderen nur dann ver­
pflichtet, wenn der andere nicht selbst in der Lage 
ist, seinen Unterhalt durch eigene Arbeitseinkünfte 
zu bestreiten. Ist er aber dazu in der Lage oder 
leistet er gar eine Arbeit, für deren Verrichtung keine 
Entlohnung gezahlt wird, dann ist er so zu behandeln, 
als ob er ein eigenes, dem Umfang und Wert seiner 
Arbeitsleistung entsprechendes Einkommen hätte.“ 

Im Bezirksgericht Gera meint man augenscheinlich, es 
müsse unterschieden werden, je nachdem ob der Unter­
halt verlangende geschiedene Ehegatte — meistens ist 
es ja die geschiedene Frau — das rentenfähige Alter 
(60 Jahre) bereits erreicht hat oder nicht. Hat sie dieses 
Alter erreicht und bezieht gleichwohl keine Alters­
rente, so brauche sie sich einen von ihr erzielten 
Arbeitsverdienst bei der Unterhaltsfestsetzung nicht an­
rechnen zu lassen. Diese Auffassung wäre indessen, 
wollte man sie ernstlich vertreten, mit der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit nicht in Einklang zu bringen. In 
den Thesen wird nicht gesagt, ob und wie sie — die 
Auffassung — aus den Bestimmungen des § 13 EheVO 
oder gar des § 14 EheVO (um einen solchen Fall 
handelte es sich) abgeleitet werden könnte. In der Tat 
müßte ein solcher Versuch scheitern, weil beide Ge­
setzesbestimmungen mit klaren Worten besagen, daß 
nach der Scheidung jeder Ehegatte, gleichgültig ob 
Mann oder Frau, Unterhalt vom anderen Partner nur 
verlangen kann, wenn er — ganz oder teilweise — 
außerstande ist, seinen Unterhalt aus seinen Arbeits­
einkünften oder aus sonstigen Mitteln zu bestreiten, 
bzw. wenn er sich während der Überbrückungszeit von 
zwei Jahren, obwohl dazu verpflichtet, keinen eigenen 
Erwerb schaffen konnte. Gegen unrichtige, schematische 
Auffassungen über die Bedeutung des Rentenalters für 
die Frau, wie sie beim Bezirksgericht Dresden hervor­
getreten waren, mußte bereits von Heinrich/Göldner/ 
Schilde in NJ 1961 S. 815/816 Stellung genommen 
werden.
Ebenso schematisch und vor allem ungesetzlich wäre es 
aber, der altersrentenberechtigten, aber arbeitsfähigen 
und arbeitenden geschiedenen Frau einen Unterhalts­
anspruch zuzubilligen, obwohl sie — wie jeder andere 
Erwerbstätige — arbeitet und durch diese Arbeit verdient 
oder wenigstens verdienen könnte, wenn sie den ihr 
zustehenden Lohn für ihre Arbeit in Anspruch nähme. 
In der Tat wäre es unvereinbar mit dem in den §§ 13, 
14 EheVO verkörperten obersten Grundsatz, daß mit 
der Scheidung der Ehe grundsätzlich alle Beziehungen, 
auch die Unterhaltsansprüche unter den Ehegatten, er­
löschen, soweit nicht die genannten gesetzlichen Be­
stimmungen, die Ausnahmecharakter tragen, eine Aus­
nahme tatsächlich und rechtlich zulassen.

Auch mit dem Hinweis auf das Prinzip der materiellen 
Interessiertheit ließe sich eine solche Ausnahme nicht 
rechtfertigen. Über Wesen und Bedeutung dieses Prin­
zips besagt das Lehrbuch „Grundlagen des Marxismus- 
Leninismus“ auf Seite 675: „Die materielle Interessiert­
heit ist die konkrete Erscheinung der stimulierenden 
Wirkung des Wertgesetzes. Die sozialistische Gesell­
schaft strebt danach, die Produktion durch die öko­
nomischen Bedürfnisse selbst und durch die materielle 
Interessiertheit der Werktätigen voranzutreiben.“
Es hieße doch wohl, dieses politisch-ökonomische Prin­
zip vulgär zu verallgemeinern, wollte man es auf 
familienrechtliche Verhältnisse, die im Gesetz ihre 
erschöpfende Regelung gefunden haben, übertragen.
2. Aber auch die Kritik an dem Urteil des Obersten 
Gerichts, wonach „bei Stipendium oder Rente kein 
Unterhaltsanspruch besteht“, kann nicht ohne Wider­
spruch hingenommen werden.
Die vom Obersten Gericht vertretene Auffassung, daß 
in Fällen, in denen der geschiedene Ehegatte Alters­
oder Invalidenrente bezieht, er jedem anderen Werk­
tätigen gleichzustellen, also als wirtschaftlich selb­
ständig zu behandeln ist, stützt sich auf den Grundsatz 
des Erlöschens aller ehelichen Bindungen.
Das gleiche gilt aber auch für die Ausstattung eines an 
sich unterhaltsberechtigten Kindes oder einer geschie­
denen Ehefrau mit einem nach der Verordnung vom
3. Februar 1955 (GBl. I S. 101) verliehenen Stipendium. 
Ohne sich mit der ausführlichen Begründung des. ver­
öffentlichten Urteils (NJ 1961 S. 213) auseinander­
zusetzen, meinen die Thesen, ihre Bedenken allein mit 
der Regelung eines vermeintlich parallel gelagerten 
Sachverhalts begründen zu können, nämlich mit dem 
Fall des § 13 Abs. 1 EheVO (Anspruch auf Zahlung 
eines Überbrückungsgeldes). Aber auch hier wird über­
sehen, daß die beiden in Vergleich gesetzten Fälle 
völlig verschieden liegen. Im Falle des § 13 Abs. 1 
EheVO stellt nicht der Staat die Mittel zur Über­
brückung der einstweilen vorliegenden Bedürftigkeit 
des geschiedenen Ehegatten zur Verfügung, beim Sti­
pendium trifft aber gerade das Gegenteil zu, wie im 
Urteil mit einer den sozialistischen Moral- und Rechts­
anschauungen entsprechenden Begründung dargelegt 
wird.

Zur Begrenzung der Unterhaltsdauer

Zum Verständnis sei der hier kritisierte Satz aus der 
Veröffentlichung der drei Richter des Obersten Gerichts 
(NJ 1961 S. 816) wiederholt:

„In Fällen, in denen ein Unterhaltsbeitrag aut die 
Dauer von zwei Jahren gefordert wird, die tatsäch­
lichen Verhältnisse auf seiten beider Parteien eine 
entsprechende Verurteilung auch zulassen und Gegen­
anträge des Verpflichteten nicht gestellt werden — 
damit also dessen Bereitschaft erkennbar ist, für 
zwei Jahre Unterhalt zu zahlen —, sollten die Ge­
richte die Dauer nicht unbedingt herabsetzen, zumal 
es sich hierbei vorwiegend doch um Frauen im vor­
gerückten Alter handeln wird. Gegen die Grundsätze 
der EheVO verstößt eine solche Praxis keineswegs^,

Was an diesem Satz problematisch sein soll, ist nicht 
recht verständlich. Schon die Fassung des Satzes, voll­
ends aber der Zusammenhang, in dem er steht, dürften 
klar ergeben, daß damit nicht etwa ein Rechtssatz auf-
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